
  Fragestunde am 30.03.2006 

 

 

Abgeordneter Ludwig   W ö r n e r   (SPD) fragt: 

 

Ist die Staatsregierung bereit, die bisher eingesetzten Komplementärmittel weiterhin im Haus-

halt, in selber Höhe wie bisher vorzusehen oder sie aufzustocken, da durch die Föderalismus-

reform der Wohnungsbau ausschließlich Ländersache wird und damit geregelt ist, dass der 

Bund bis zum Jahr 2013 weiterhin Mittel in bisheriger Höhe für den Wohnungsbau zur Ver-

fügung stellt? 

 

 

Staatssekretär Georg   S c h m i d   antwortet: 

 

Die Länder haben sich auf der Grundlage der Vorarbeiten der Kommission von Bundestag 

und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung auf eine Föderalismusre-

form geeinigt. Im Zuge dieser Föderalismusreform soll die Zuständigkeit für die soziale 

Wohnraumförderung in die alleinige Länderzuständigkeit übergeführt werden. Nach den vor-

liegenden Gesetzentwürfen stehen den Ländern zum Ausgleich für den Wegfall der Finanzie-

rungsanteile des Bundes bis 2013 jährlich feste Beträge aus dem Bundeshaushalt zu. Für diese 

Bundesmittel bestünde eine investive Zweckbindung. Die bisher in den Verwaltungsvereinba-

rungen zur sozialen Wohnraumförderung festgelegte Pflicht der Länder zur Kofinanzierung 

der Bundesmittel in gleicher Höhe würde allerdings entfallen. 

 

Bayern hat in den zurückliegenden Jahren stets weit mehr Landesmittel für die soziale Wohn-

raumförderung als die vom Bund geforderte Kofinanzierung bereitgestellt. Angesichts des be-

stehenden Bedarfs werden auch künftig Landesmittel für die Wohnraumförderung einzusetzen 

sein. Vor Abschluss der Haushaltsverhandlungen zum Doppelhaushalt 2007/2008 kann aller-

dings noch keine Aussage getroffen werden, in welcher konkreten Höhe die soziale Wohn-

raumförderung durch Landesmittel gefördert werden kann. 

 

 

Es gilt das gesprochene Wort. 


